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Amt für Bodenmanagement 
Limburg a. d. Lahn 
- Flurbereinigungsbehörde - 
 
Berner Straße 11,  65552  Limburg a. d. Lahn 

  

 
 UF 1646 Runkel-Dehrn/L 3063 

 Aktenzeichen (bei Rückfragen/Zahlungen angeben)   

 
 

 

Änderungsbeschluss Nr. 7 

 

I. Anordnung 
1. Anordnung geringfügiger Änderungen des Flurbereinigungsgebietes (§ 8 Abs. 1 

Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.03.1976 
(BGBl. I Seite 546), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19.12.2008 
(BGBl I Seite 2794)). 

Im Flurbereinigungsverfahren von UF 1646 Runkel-Dehrn/L 3063, Landkreis Limburg-Weilburg, 
wird gemäß des § 8 Abs. 1 FlurbG der Umstellungsbeschluss des Hessischen Landesamtes für 
Bodenmanagement und Geoinformation - Obere Flurbereinigungsbehörde - vom 25.10.2007 
(St.Anz. 46/2007 S. 2235-2237) über die Fortführung der Flurbereinigung  

Runkel-Dehrn/L 3063 

in der Fassung des Änderungsbeschlusses vom 24.03.2010 wie folgt geändert: 

 
2. Flurbereinigungsgebiet 

2.1 Zum Flurbereinigungsverfahren - Gebiet nach § 1 FlurbG - werden die nachfolgend genannten 
Grundstücke zugezogen und insoweit die Flurbereinigung nach § 1 FlurbG angeordnet: 

Gemarkung     Ahlbach Flur    3 Flurstück  116 

Gemarkung     Eschhofen Flur  45 Flurstücke 27 bis 30, 36 bis 39, 47, 48, 53 bis 56 und 100 

Gemarkung     Steeden Flur  27 Flurstücke 4, 5, 6, 7 und 44 

Gemarkung     Steeden Flur  28 Flurstücke 95, 98, 99 und 100 

2.2 Aus dem Flurbereinigungsverfahren werden die nachfolgend genannten Grundstücke ausge-
schlossen: 

Gemarkung     Dehrn  Flur    7 Flurstück  615/7 

Gemarkung     Dehrn Flur  16 Flurstück  1495/6 

2.3 Durch die vorgenannten Änderungen vergrößert sich die Fläche des Flurbereinigungsgebietes 
von rund 640 ha auf rund 648 ha. 
Die geänderten Grenzen des Flurbereinigungsgebietes sind in einer Gebietskarte im Maßstab 
1 : 5.000 (Anlage 1 ) kenntlich gemacht. 

 
3. Teilnehmergemeinschaft 

Änderungen in der Bezeichnung und im Sitz der Teilnehmergemeinschaft sowie in der Zahl der 
Vorstandsmitglieder treten durch diesen Änderungsbeschluss nicht ein. 
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4. Beteiligte 

Am Flurbereinigungsverfahren sind nach § 10 FlurbG beteiligt (Beteiligte): 

1. Als Teilnehmer  die Eigentümer und Erbbauberechtigten der zum Flurbereinigungsgebiet ge-
hörenden Grundstücke. 

2. Als Nebenbeteiligte : 

- Gemeinden und Gemeindeverbände, in deren Bezirk Grundstücke vom Flurbereini-
gungsverfahren betroffen werden; 

- andere Körperschaften des öffentlichen Rechts, die Land für gemeinschaftliche oder 
öffentliche Anlagen erhalten oder deren Grenzen geändert werden; 

- Wasser- und Bodenverbände, deren Gebiet mit dem Flurbereinigungsgebiet räum-
lich zusammenhängt; 

- Inhaber von Rechten an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken 
oder von Rechten an solchen Rechten oder von persönlichen Rechten, die zum Be-
sitz oder zur Nutzung solcher Grundstücke berechtigen oder die Benutzung solcher 
Grundstücke beschränken; 

- Empfänger neuer Grundstücke bis zum Eintritt des neuen Rechtszustandes; 

- Eigentümer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken, de-
nen ein Beitrag zu den Unterhaltungs- oder Ausführungskosten auferlegt wird oder 
die zur Errichtung fester Grenzzeichen an der Grenze des Flurbereinigungsgebietes 
mitzuwirken haben. 

 
 

5. Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte 

Die Beteiligten, der unter Ziffer 2.1  aufgeführten Grundstücke, werden nach § 14 FlurbG 
aufgefordert, Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am 
Flurbereinigungsverfahren berechtigen, innerhalb von drei Monaten nach Bekanntgabe dieses 
Beschlusses bei der Flurbereinigungsbehörde, Amt für Bodenmanagement Limburg a. d. Lahn, 
Berner Straße 11, 65552 Limburg a. d. Lahn, anzumelden. 

Werden Rechte nach Ablauf dieser Frist angemeldet, so kann die Flurbereinigungsbehörde die 
bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen. 

Der Inhaber eines o. a. Rechts muss die Wirkung eines vor der Anmeldung eingetretenen 
Fristenablaufs ebenso gegen sich gelten lassen wie der Beteiligte, demgegenüber die Frist 
durch Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist. 

 
6. Zeitweilige Einschränkungen des Eigentums 

Nach § 34 bzw. § 85 FlurbG ist ab der Bekanntgabe dieses Beschlusses bis zur Unanfechtbar-
keit des Flurbereinigungsplanes in folgenden Fällen die Zustimmung der Flurbereinigungsbe-
hörde erforderlich, wenn 

a) die Nutzungsart der Grundstücke im Flurbereinigungsgebiet geändert werden soll; dies gilt 
nicht für Änderungen, die zum ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören; 

b) Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen und ähnliche Anlagen errichtet, 
hergestellt, wesentlich verändert oder beseitigt werden sollen; 

c) Obstbäume, Beerensträucher, einzelne Bäume, Hecken, Feld- und Ufergehölze beseitigt 
werden sollen; die Beseitigung ist nur in Ausnahmefällen möglich, soweit landeskulturelle 
Belange, insbesondere des Naturschutzes und der Landschaftspflege, nicht beeinträchtigt 
werden; 

d) Holzeinschläge vorgenommen werden sollen, die den Rahmen einer ordnungsgemäßen Be-
wirtschaftung übersteigen. 
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II. Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Die sofortige Vollziehung dieses Verwaltungsaktes (Nr. I 1 bis 6) nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung vom 19.03.1991 (BGBl. I S 686) zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21.08.2009 (BGBl. I S. 2870), wird angeordnet 
mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen ihn keine aufschiebende Wirkung haben. 

 

III. Hinweise 
1. Ordnungswidrigkeiten 

Sind entgegen den Absätzen I 6 a) und I 6 b) Änderungen vorgenommen, Anlagen hergestellt 
oder beseitigt worden, so können sie im Verfahren unberücksichtigt bleiben; die Flurbereini-
gungsbehörde kann nach § 137 FlurbG den früheren Zustand wiederherstellen lassen, wenn 
dies der Flurbereinigung dienlich ist. 

Sind Eingriffe entgegen dem Absatz I 6 c) vorgenommen worden, so muss die Flurbereini-
gungsbehörde Ersatzpflanzungen anordnen. 

Zuwiderhandlungen gegen die Anordnung zu Nr. I 6 b) und 6 c) sind Ordnungswidrigkeiten, die 
mit Geldbußen geahndet werden können. Die Bußgeldbestimmungen nach anderen Gesetzen 
bleiben unberührt. 

Werden entgegen dem Absatz I 6 d) Holzeinschläge vorgenommen, so kann die Flurbereini-
gungsbehörde anordnen, dass derjenige, der das Holz fällt, die abgeholzte oder verlichtete Flä-
che nach den Weisungen der Forstaufsichtsbehörde wieder ordnungsgemäß in Bestand zu 
bringen hat. 

Die Genehmigungspflicht für die o. g. Maßnahmen aufgrund sonstiger Rechtsvorschriften blei-
ben unberührt. 

 
2. Betretungsrecht 

Die Beauftragten der Flurbereinigungsbehörde sind berechtigt, zur Vorbereitung und zur 
Durchführung der Flurbereinigung Grundstücke zu betreten und die nach ihrem Ermessen er-
forderlichen Arbeiten auf ihnen vorzunehmen. 

 
3. Veröffentlichung, Auslegung 

Der entscheidende Teil dieses Beschlusses wird in den Städten Runkel und Limburg a. d. Lahn 
sowie der Gemeinde Beselich öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gleichzeitig wird der Beschluss mit Begründung und der Gebietskarte zur Einsichtnahme durch 
die Beteiligten ausgelegt. Die Auslegung erfolgt für die Dauer von zwei Wochen (§ 6 Abs. 3 
FlurbG) nach der öffentlichen Bekanntmachung bei den Stadtverwaltungen Runkel und Limburg 
a. d. Lahn sowie der Gemeindeverwaltung Beselich während der allgemeinen Öffnungszeiten. 
 

IV. Gründe 
Die Zuziehung der Grundstücke aus den Gemarkungen Eschhofen und Steeden erfolgt zu 
Tauschzwecken und dient der Verbesserung der Zusammenlegung. Die jeweiligen Grund-
stückseigentümer wünschen die Einbeziehung der Grundstücke damit eine Zusammenlegung 
von Eigentum oder Nutzung erfolgen kann.  

Das Grundstück aus der Gemarkung Ahlbach wird aus Gründen der zweckmäßigen Abgrenzung 
des Verfahrensgebietes zugezogen. 

Die Ausschließung der Grundstücke erfolgt, da für diese kein Neuordnungs- bzw. Gestaltungs-
bedarf mehr besteht und die Ziele der Flurbereinigung auch ohne diese erreicht werden können. 
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Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft ist zu der Änderung des Flurbereinigungsgebietes 
gehört worden. 

Insgesamt handelt es sich um geringfügige Änderungen des Flurbereinigungsgebietes. Die Vor­
aussetzungen des § 8 Abs. 1 FlurbG sind damit erfüllt. 

Die sofortige Vollziehung dieses Beschlusses liegt im überwiegenden Interesse der Beteiligten. 
Es liegt insbesondere in ihrem Interesse, dass die Weiterführung des Flurbereinigungsverfah­
rens nicht verzögert wird, damit die angestrebten betriebswirtschaftlichen Vorteile möglichst bald 
eintreten. Dem gegenüber könnte durch die aufschiebende Wirkung möglicher Rechtsbehelfe 
eine erhebliche Verfahrensverzögerung eintreten, mit der Folge, dass die neuen Grundstücke 
erst ein oder zwei Jahre später als vorgesehen bewirtschaftet werden können. 

Die sofortige Vollziehung liegt auch im öffentlichen Interesse. Die Maßnahmen zur Verbesse­
rung der Agrarstruktur und die damit investierten öffentlichen Mittel tragen ganz erheblich zur 
Erhaltung der Landwirtschaft und der Kulturlandschaft und damit zur Erhaltung eines bedeuten­
den Wirtschaftsfaktors in der Landwirtschaft bei. Im Hinblick auf den raschen Strukturwandel in 
der Landwirtschaft ist es erforderlich, dass die mit der Flurbereinigung angestrebten Ziele mög­
lichst schnell verwirklicht werden. 

RECHTSBEHELFSBELEHRUNG 

Gegen diesen Änderungsbeschluss kann innerhalb eines Monats Widerspruch bei der Flurbereini­
gungsbehörde beim Amt für Bodenmanagement Limburg an der Lahn, Berner Straße 11 in 
65552 Limburg an der Lahn erhoben werden. 

Die Erhebung des Widerspruchs ist innerhalb vorgenannter Frist auch bei der Oberen Flurbereini­
gungsbehörde, dem Hessischen Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation, 
Schaperstraße 16 in 65195 Wiesbaden, möglich. 

Der Lauf der Frist beginnt mit dem 1. Tag der Bekanntmachung. Der Widerspruch ist schriftlich 
oder zur Niederschrift zu erheben. 

Limburg an der Lahn, den 27.06.2012 

Im Auftrag 

Re i tz 


